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BUNDESGERICHTSHOF
IM NAMEN DES VOLKES

Iv_ZR_44/65 URTEIL Verkiindet am

1. Pebruar 1967
g,
Justizangestecllter

als Urkundsbeamter
der Geschiiftsstelle

in dem Rechtsstreit

der Prau Erika X F , HED- D,
HOD-S trase

Beklagten und Revisionskligerin,

- ProzeBbevollmichtigter: Rechtsanwalt (D-

gegen

Frau Holga B ,
TS tze

Kldgerin und Revisionsbeklagte,

~ Prozefbevollméchtigte: Rechtsanwidlte Prof.Dr. (N
lmd Dl‘a- s ‘



Der Ib-Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf
die miindliche Verhandlung vom 1. Februar 1967 unter
Mitwirkung der Senatsprédsidentin Dr. Kriiger-Nieland
und der Bundesrichter Pehle, Dr. Sprenkmann, Alff
und Dr. Simon

fir Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urtell des Zivil-
senats 7 b des Hanseatischen Oberlandes-
gerichts in Hamburg vom 8. Dezember 1964
wird auf Kosten der Beklagten suriickge-
wiesen,

Von Rechts wégen

Die Kldgerin war Inhaberin eines Obst-~ und Gemilse-
Einzelhandelsgeschifts in RN cCGIIIIENIEGNGD . G-
'St - @ Sic hatte das Geschdft gum 1. Februar
1962 ertffnet. Das ladenlokal hatte sie gegen Zahlung
eines Baukostenzuschusses von PM 6,400,-- auf die Dauer
von 10 Jahren gemietet., Wihrend des Sommers 1962 war
das Geschdft etwa 3 1/2 Monate geschlossen; seit dem
1. September 1962 war es wieder in Betrieb.

. Durch Vertrag vom 15. November 1962 verduBerte
die Kligerin das Gesch#dft nebst Inventar zum Preise
von DM 7.000,-- zuziiglich DM 1.500,-- fiir iibernommene
Warenbestiinde an die Beklagte. Vom Verkauf waren eine
Tonbank und eine Vaage ausgenommen, welche die Kliége-
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rin der Beklagten leihweige iiberliefl.

Die Kldgerin hat Klage auf Herausgabe der Ton-
bank erhoben und dagu vorgetragen, es sei damals ver-
einbart worden, dal die Beklagte die Tonbank solange
sollte benutzen diirfen, bis sie eine eigene Tonbank,
die sie sich unverziiglich hdtte beschaffen sollen, zur
Verfiigung habe. '

Die Kldgerin hat beantragt,

‘die Beklagte zu verurteilen, an sie eine
Ladenbank (Tonbank) herauszugeben.

Die Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hat Widerklage erhoben mit dem Antrag

1. festzustellen, daB der Vertrag vom 15. No-
vember 1962 aufgrund der von der Beklagten
erfolgten Anfechtung nichtig ist,

2. festzustellen, dafl die Kligerin verpflich-
tet ist, der Beklagten allen Schaden zu
ersctzen, der sich aus dem AbschluB des
nichtigen Kaufvertrages vom 15. Novemter
13962 fiir die Beklagte ergeben hat.

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 21. Januar
1963 den Vertrag vom 15. November 1962 angefochten.
Dazu ist unstreitig, daB die Klidgerin bel den Verkaufs-
verhandlungen den Umsatz ihres Geschifts mit monatlich
DM 8.000,~- bis DM 10.000,-- angegeben hat,
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Die Beklagte hat vorgetragen, die Klidgerin habe
sic in gweifacher Hinsicht arglistig getd@uscht. Die
Kldgerin habe ihr einen héheren Umsatz vorgespiegelt.
In Wahrheit habe die Klégerin nicht einmal den jetzt
von ihr angegebenen Unmsatz von DM 6,750,-~ bis 7.500,~-
gehabt. Ohne die Erklédrung, der Umsatz habe monatlich
DM 8.000,~~ big DM 10.000,~-- erreicht, wiirde sie, die
Beklagte, den Vertrag nicht abgeschlossen haben.

Uberdies habe die Klidgerin verschwiegen, daB das
Geschédft im Sommer 1962 widhrend mehrerer Monate ge-
schlossen gewesen sei,

Schon bald nach der Ubernahme des Geschiéfts habe
sich herausgestellt, daB das Geschdft nicht existenz-
fihig gewesen sei,

Wegen ihrexr Schadensersatzanspriiche macht dic Be-
klagte ein Zurilickbehaltungsrecht an der Tonbank geltend.

Die Kl#gerin hat beantragt,

die Widerklage abzuweisen.

" Das Landgericht hat der Klage stattgegeben und dic
Widerklage abgewiesen.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung ein-
gelegt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

1, der XKlage nur Zug um Zug gegen Zahlung von
DM 7,000,~~ nebst 4 % Zinsen ab Eprhebung
der Widerklage stattzugeben,
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2, die Kldgerin zu verurteilen, an die Beklagt¢
DM 7.000,-- nebst 4 % Zinsen seit Zustel-
lung der Widerklage zu zahlen.

Das Oberlandesgericht hat die Berufung der Beklag-
ten zuriickgewiesen. ‘

Mit der Revision verfolgt die Beklagte ihre Antrige
aus dem gweiten Rechtsgug weiter. Die Kldgerin beantragt.
die Revision zuriickzuweisen.

Entscheidungspriinde:
A. Das Berufungsgericht kommt zu dem Ergebnis, der mii
der Widerklage geltend gemachte Zahlungsanspruch stche
der Beklagten nicht zu, weil der Kaufvertrag vom 15. No-
vember 1962 wirksam zustande gekommen und auch wirksam
geblieben gei; die Beklagte habe kein Anfechtungsrecht
wegen arglistigér Tdugchung.

1, 1. Das Berufungsgericht fihrt aus, soweit die Be-
klagte geltend mache, die KidHgerin habe verschwiegen,
dafl das Geschdft wihrend der Sommermonate geschlossen
gewesen sel, habe demgegeniiber die Bewelsaufnahme exr-
geben, daB die Kl¥gerin auf diesen Umstand hingewicscn
habe. Der Zeuge M@ habe ausgesagt, bei den Verhand-
lungen, die der Ubernahme des Geschiéfts vorausgegangen
seien, sei auch gesagt worden, daB das Geschift nicht
immer in Betrieb gewesen sei; die Schwester der Klidge-
rin, die das Geschidft damals gefiihrt habe, sei krank
gewesen, s0 da das Geschidft eben stillgelegen habe
und erst im Oktober wieder ertffnet worden sei. Das
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Berufungsgericht fihrt weiter aus, dies bestidtige den
Vortrag der Kligerin, daB ihre Schwester als Hilfs-
kraft ausgefallen sei und sie, die Klégerin selbst,
sich um ihr Hauptgeschéft in der G{jjilllp B@straie
habe kiimmern miissen,

Die Beklagte trage allerdings vor, der Zeuge
M@ hate ihr nachtréglich erkléirt, er habe sich bei
der Aussage offensichtlich geirrt oder miBverstindlich
auggedriickt, denn davon, daB das Geschidft nicht immer
in Betrieb gewesen mei, habe er erst im Mai 1963 an-
14Blich einer Unterhaltung mit der Beklagten erfahren.
Die klare und detaillierte Aussage, so fdhrt das Beru-
fungsgericht fort, wie sie das landgericht im Protokoll
festgehalten habé, lasse jedoch eine mifSverstédndliche
Ausdrucksweisgse des Zeugen ausgeschlossen erscheinen,
Auch liege kein Anhaltspunkt dafiir vor, dag8 der Zecuge
das ihm von den Kaufverhandlungen Erimnerliche mit
“demjenigen verwechselt haben kinnte, was die Beklagte
ihm spdter, ndmlich wihrend diesesg Rechtsatreits be-
richtet habe.

Mit Riicksicht hierauf kinnte der Zeuge keinen
Glauben verdiencn, wenn er jetzt entgegeh geiner
friheren Aussage die Dargtellung der Beklagten be-
stidtigen wilrde. Die Beklggte ktnnte deher jedenfalls
den ihr obliegenden Beweis dafiir, daB die Kldgerin
den hier in Rede stehenden Umstand verschwiegen habc,
mit der Aussage des Zeugen M@ nicht fiihren. Dem
Antrag auf erneute Vernehmung des Zeugen M@ sei
daher nicht zu entsprechen. '



2. Diese Ausfilhrungen sind entgegen der Auffassung
der Revision aus Rechtsgriinden nicht zu beanstanden. Es
unterliegt dem freien Ermessen des Progzefgerichts, ob
es einen Zeugen liber dasselbe Beweisthema erneut ver-
nehmen will (§ 398 ZP0O). Das gilt auch dann, wenn die
Vernehmung zwecks Anderung der Aussage beantragt wird.
Das Berufungsgericht hat auch gepriift, ob ein berech-
tigtes Interesse an einer erneuten Vernehmung wegen des
behaupteten MiBverstéindnisses gegeben ist - in einem
solchen Falle wird allerdings in der Regel die erncute
Vernehmung fiir sachgerecht gehalten (Wieczorek, B II a
zu § 398 ZPO) — und dies ohne Rechtsverstof verncint.

Aus dem Beweisbeschluf vom 30. Mai 1963, der der
Vernehmung des Zeugen M@ zugrunde lag, ergibt sich
mit aller Deutlichkeit, daB der Zeuge nur daritber ver-
nommen werden sollte, ob beim Verkauf des Geschifts die
KlHdgerin verschwiegen habe, daB das Geschidft vier Monate
- geschlogsen gewesen sei, ob sie vielmehr erklért habe,
es handle sich um ein gutgehendes Gemiisegeschift, das
laufend in Betrieb gewesen sei, Nach der Fassung der
Niederschrift iliber die Vernehmung des Zeugen beziehen
sich dessen Bekundungen nur auf Verhandlungen, die der
Ubernahme des Geschiftes vorausgingen, und bei denen
der Zeuge perstnlich anwesend war. Diesen Umstand be-
kriftigt der Zeuge durch die nach Schilderung des Ge-
sprdchs ilber die Schlieffung des Geschidfts gleichfalls
in der Niederschrift festgehaltene Bekundung, sonst
seien seiner Erimnerung nach nur noc¢h unwesentliche
Details besprochen worden.

Uberdies war ausweislich der Niederschrift bei
dicser Vernehmung auch die Beklagte anwesend.



Bei dieser Sachlage ist es nicht rechtsfehlerhaft,
wenn das Berufungsgericht die nochmalige Vernehmung des
Zeugen M@ rit der Begriindung abgelehnt hat, es konnte
einer Aussage, mit der der Zeuge seine frilhere Bekundung
dahin abiéndern wiirde, er habe von der voriibergehenden
SchlieBung des Geschdfts aus spiteren Gesprichen mit
der Beklagten erfahren, angesichts des Fehlens von An-
haltspunkten fir einen Irrtum des Zeugen bei seiner ur-
spriinglichen fussage nicht glauben. Entgegen der Auf-
fassung der Revision liegt hierin kein VerstoB gegen
§ 286 ZPO (vgl. RG LZ 1917, 961).

11, 1. Die Kl#dgerin habe allerdings, so fithrt das
Berufungsgericht weiter aus, insoweit unzutreffende
Angaben gemacht, als sie den von ihr ergielten HMonats-—
umsatz mit DM 8.000,-- bis DM 10.000,-- angegeben habe,
wihrend ihr Umsatz in Wahrheit nicht unbetréchtlich
niedriger, ndmlich zwischen DM 6.750,~~ und DM 7.500,-~
gelegen habe. Diese Angaben habe die Xlégerin auch zu
dem Zweck geracht, um den KaufentschluB der Beklagten
zu beeinflussen. Es kdnne allerdings nicht festgestellt
wverden, daB die Beklagte durch die unrichtigen Angaben
auch tatsichlich beeinfluBt worden sei. Die Beklagte
habe bei ihrer persdnlichen Anhorung vor dem Senat
erklirt, schon bei der ersten Verhandlung mit der
Kl&dgerin habe eine innere Stimme ihr gesagt, daB etwus
nicht in Ordnung sei. Nach dem erstinstanzlichen Vor-
trag der Beklagten habe zudem die Kldgerin auf schnel-
len AbschluB des Vertrages und "in verddchtiger Eile"
auf Entrichtung des Kaufpreises gedridngt. Nach der Aus-
sage des Zeugen M@ habe bei der Besprechung vor der
Ubernahme des Geschéfts die Beklagte noch einmal nach-
gefragt, ob der Umsatz von DM 8.000,~-~ bis DM 10.000,~-
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monatlich auch wirklich vorhanden sei. Dies alles lasge
den SchluB zu, daB die Beklagte der Kl&dgerin miBltraut
habe, und das stehe der Feststellung entgegen, daB die
Beklagte durch die unrichtigen Angaben der Kligewrin

in einen Irrtum ilber die Umsatzhohe versetzt und dadurch
zum AbschluBl des Vertrages bestimmt worden sei,

2, Auch insoweit haben die Angriffe der Revision
keinen Erfolg. PFin arglistiges Verhalten, das ohne
EinfluB auf die EntschlieBung des Erklirenden bleibt,
ist rechtlich unerheblich (RG WarnRspr 1908, Fr. 186).
Ein ursdchlicher Zusammenhang gwischen der THuschung
und dem EntschluB, das Geschdft zu tdtigen, ist zu
verneinen, wenn jemand bei AbschluB des Vertrages mit
der MOglichkelt einer T#uschung gerechnet, ohne Riick-
sicht darauf aber den Vertrag abgeschlossen hat (BGB
RGRK 11, Aufl. Amm. 32 zu § 123). Entgegen der Auf-
fassung der Revision hingt die Beantwortung der Frage,
ob einaarglistige Tduschung ursidchlich filr den Ver-
tragsschlul gewvesen ist, jedenfalls bei Vertrligen der
vorliegenden Art, die nicht den Alltagsgeschdften zuzu-
rechnen sind, von zahlreichen, individuell verschie-
denen Umstinden ab und kann dahexr nicht nach einem
Erfahrungssatz oder nach dem Beweis des ersten An-
scheins beurteilt werden (BGH WM 1958, 991; BGH IM
.§ 123 BGB Nr. 21). Es ist daher Sache des Tatricuters,
die von ihm festgestellten Umstédnde darauf zu priifen,
ob aus ihnen sich entnehmen 1l&8t, der arglistig vorge-
tduschte Uwstand habe auf den Willensentschluf8 des
Erklérenden eingewirkt. Im Streitfall glaubt das Beru-
fungsgericht dies nicht bejahen zu konnen.
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Das ist im Ergebnis nicht zu beanstanden. Ange-
sichts der vom Zeugen Vijjjjjbestétigten Riickfrage der
Beklagten, ob der monatiiche Umsatz wirklich DM 8.000,--
bis DM 100000;-— betrage, ist allerdings nicht auszu=
schlieBen, da8 die Beklagte im Hinblick auf den monat-
lichen Umsatz irregefilhrt worden ist. Es kann auch nicht
davon ausgegangen verden, ein bestehendes MiStrauen
schlieBe schlechthin eine Irrefithrung aus. Die im
Streitfall vom Berufungsgericht festgestellten Um-
stdnde rechtfertigen aber dessen Feststellung, die
THuschung iiber die Hbhe der monatlichen Umsdtze sei
nicht ursichlich fiir den KaufentschluB der Beklagten
gewesen.

Das Berufﬁngsgericht hat ohne Rechtsirrtum, wie
spiter noch auszufiihren sein wird, den durchschnitt-
lichen monatlichen Umsatz des Geschdfts mit DM 6.750,-~
bis DM 7.500,-~ angenommen. Der Unterschied zu der An-
gabe der Kldgerin (DM 8.000,-~ bis 10.000,--) kann
demnach schon nicht als erheblich angesehen werden,
wenn beriicksichtigt wird, daB das Geschidft gerade
wdhrend der erfahrungsgeméﬁ in der Geniise—~ und Obst-
branche ertragreicheren Sommermonate geschlossen war,
Es ist ferner zu berlicksichtigen, daf die Beklagte,
wie das Berufungsgericht in anderem Zusammenhang feat-
stellt, ein ¢rst Anfang 1962 neu eingcrichtetes Geo-
schdft in einem Neubau erhielt; fiir das ILadenlokal
hatte die Kligerin einen Baukostenzuschul von DM 6.400,--
gezahlt, der Mietvertrag, in den die Beklagte eintrat,
war auf 10 Jahre geschlossen; das Geschiftslokal war
mit einem neuen Inventar und neuen Installationen aus-

gestattet.
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Die Beklagte selbst hat das Geschdft nur etwa 14
Tage gefiihrt und nur fiir diese Zeit eigene Erfahrungen
hinsichtlich der Ertragslage gesammelt.

Bei der Abwagung dieser Umstdnde konnte das Beru-
fungsgerlcht ohne Rechtsfehler zu dem Ergebnis kommen,
es sei nicht festzustellen, daB die von der Kligerin
'angegebenen Monatsumasétze fur den KaufentschluB der
Beklagten ursachlich gewesen seien,

Flr die Rlchtlgkelt der Beurteilung des Verhaltens
der Beklagten durch das Berufungsgericht spricht auch,
daf diese sich, obwohl sie den Angaben der Kldgerin
iiber die Umsatzhthe nach ihrer eigenen Einlassung mifB-
traut hat, keine Veranlassung gesehen hat, sich Unter-—
lagen iiber die erzielten Umsitze vorlegen zu lassen
oder in den Kaufvertrag die fraglichen Umsatzzahlen
als Vertragsinhalt aufzunehmen.

ITI. 1. Das Berufungsgericht fithrt weiterhin aus, auch
der von der Beklagten geltend gcmachitc Gesichtspunkt,
dag Geschift sei ilberhaupt nicht existenzfihig gewesen,
sei nicht bewiesen und konne daher eine Anfechtung
wegen arglistiger Tduschung nicht rechtfertigen. Dic
Klégerin habe in ihrer Vernehmurig den Umsatz mit monet-

bis DM 500,-~ angegeben° Diese Angaben wﬁrden besﬁatigt
durch die Aussage BillllID.

- Dafiir, daB der Umsatz in Wehrheit geringer gewe-~
sen sei, ligen begrindete Anzeichen nicht vor,
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Von einer erneuten eidlichen Vernehmung der Klé&-
gerin habe das Gericht abgesehen, da nicht zu erwar-
ten sei, dafl die Kligerin etwas anderes aussagen wer-
de.

Die Weigerung der Klégerin, ihre Geschédftsbiicher
vorzulegen und das Finanzamt vom Steuergeheimnis zu
entbinden, iasse angesichts der von der Kligerin vor
dem Landgericht abgegebenen Erklérungen keine nachtei-
ligen Schluffolgerungen zu.

Auch aus der Entwicklung des Geschdfts nach der
Ubernahme durch die Beklagte bis zur SchlieBung lassc
sich nicht der SchluB ziehen, das Geschiéft sei schon
wihrend der Inhaberschaft der Kligerin so schlecht
gelaufen, daB es nicht existenzfihig gewesen sei. In
diesem Zusammenhang sei die Moglichkeit zu berilick-
sichtigen, daB8 ein Inhaberwechsel sich zun#chst umsatz-
mindernd auswirken konne; die Beklagte habe das Ge-
schift unvorbereitet iibernommen; sis habe sich nach
ihrenm erstintanzlichen Vortrag sunichst deshalb dafiir
interessiert, weil sie einen Imbifbe*rieb habe aufmachen
wollen; im Obst—- und Gemiigehandel hahe sie keinerlel
Erfahrung gehabt. Sie sei Textilverkduferin und habe
die Warenkenhtnigse fiir dag Obst- und Gemiisegeschif+t
nach der Ubernahme des Geschidfts durch einen Kursus
erwerben wollen., Die erforderliche Erlaubnis habe
die Beklagte erst am 26, November 1962, also 11 Tage
nach der Ubernahme des Geschiéfts und nur wenige Tage
vor dessen SchiieBung beantragt; dabel erscheine es
fraglich; ob ihr die Erlaubnis nach den gesamten
Umsténden iiberhaupt erteilt worden wire. Nach allem
sei nicht auszuschlieBen, daB die mangelnde fachliche
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Vorbereitung sich beeintréichtigend auf den Gang des Ge-
schédfts ausgewirkt habe. SchlieBlich sei eine Geschdfts-
fihrung von htchstens zwei Wochen nicht ausreichend,

um Schlilsse auf die Ertragsfidhigkeit zuszulassen,

2. Auch diese Ausfithrungen halten der rechtlichen
Nachprifung stond. Die im wesentlichen dem Tatrichter
vorbehaltenen Feststellungen verstoBen weder gegen Denl:-
gesetze, noch lassen sie anerkannte Erfahrungsséitze
aufler Betracht. Entgegen der Auffassung der Revision
war das Berufungsgericht nicht genttigt, die Klidgerin
erneut zu vernehmen; das oblag seinem freien Ermessen
(§ 398, 451 ZPO), von dem das Berufungsgericht ersicht-
lich Gebrauch gemacht hat. ’ '

Ohne Rechtsirrtum sieht das Berufungsgericht eine
Bestdtigung der Angaben der KlHgerin in der Aussage des
Zeugen Bielfeld, der die Tagesumsitze ebenfalls mit
IM 250,-- bis DM 300,-- angegeben hat. Das Berufungs-
gericht fithrt dazu weiter aus, bei 26 Werktagen ergebe
das einen Monatsumsatz von DM 6.500,— bis DM 7.500,--,
Beriickgichtige man, dafB nach der Augsage der Klidgerin
- der Umsatz montags geringer gowesen sei, weil an die~
sem Tag das Geschédft mur halbtigig godffnet gewesen
sei, so seien dafiir etwa 500,~~ bis 600,-~ DM von deor
vorstehend genannten Summe abzusetzen, so daff sich
ein Monatsumgatz von DM 6.000,-~ bis DM 6.900,~- er-
gebe.

Bei dieser Sachlage war es nicht rechtsfehlerhaft,
wenn das Berufungsgericht aus der Weigerung der Klédgerin,
die Umsatszsteuervoranmeldungen vorzulegen oder auch das
Pinanzamt zur Ertcilung von Auskiinften zu ermdchtigen,
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keine der Kligerin nachteiligen Schliisse gezogen hat.

B. Das Berufungsgericht verneint auch einen Anspruch
der Beklagten aus dem Gesichtspunkt der Gewdhrleistung
wvegen Sachméingeln nach § 463 BGB.

Das Berufungsgericht fihrt hierzu aus, der Um~
satz eines Frwerbsieochdfts sei eine Eigenschaft im Sinne
der Gewdhrleistungsvorschriften. Es konne aber nicht
festgestellt werden, daB ein Umsatz von DM 8.000,-- bis
DM 10.000,-~ zugesichert worden sel. Die Urkunde ent-
halte dariiber nichts;} es seien auch keine Umst8nde er-
sichtlich, die den SchluB rechtfertigen ktnnten, die
Parteien h#tten auBerhaldb des schriftlichen Vertrages
die Angaben der Kligerin iUber die Umsatzhthe zum Ver-
tragsinhalt erhoben. ' | |

Diese Ausfiihrungen sind jedenfalls im Ergebnis
nicht zu beanstanden. Eg entspricht der stdndigen
Rechtsprechung des Reichsgerichts, die der Bundesge--
richtshof fortgefiihrt hat (BGH NJW 1959, 1584, 1585),
die Frtragsféhigkeit eines Unternehmens als Eigenschaft
des Kaufgegenstandes im Rechtssinne aufzufassen.

Aus dex bloBen Angabe von Umsatzzahlen fiir die
Vergangenheit ist aber regelmiBig die Zusicherung
eines bestimmten Umsatzes fiir die Zukunft nur dann zu
entnehmen, wenn diese Umsatgzahlen sich auf einen linge-
ren Zeitraum beziehen (RG JW 1915, 1117; 1935, 1558).
Die gleichen Erwidgungen sind auch dann maBgebend, wenn
unrichtige Umsatzzahlen genannt worden sind. Auch ein
argligtiges Vorspiegeln nicht vorhandener Eigenschaften,
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das ebenfalls Anspriiche nach § 463 BGB auslidst (RGZ 132,
76, 78; RG HRR 33, 11), kann regelmiBig bei blofcr An-
gabe unrichtiger Umsatzzahlen nur dann angenommen wer-—
den, wenn die Angaben sich auf einen hinreichenden
Zeitraum beziehen. Daran fehlt es aber im Streitfall,
weil das Geschdft, was der Beklagten bekannt war, iiber-
haupt nur von Februar 1962 bis Ende November 1962 be-
standen hat und iiberdies wihrend der Sommermonate ge~
schlossen gewesen ist. Aus den der Beklagten fiir die
wenigen Monate der Geschidftsfithrung angegebenen un-
richtigen Umsdtzen kann daher nicht gefolgert werden,
die Kl#gerin habe der Beklagten eine nicht vorhandene
Eigenschaft (d.h. Ertragservartung fir die Zukunft)
arglistig vorgespiegelft.

C. Das Berufungsgericht hat damit ohne Rechitsfehler
den mit der Viderklage geltend gemachten Zahlungsan-
spruch der Beklagten verneint.

Auch seine weitere Folgerung, es stehe der Be-
klagten kein Zuriickbehaltungsrecht gegeniiber dem
Herausgabeanspruch der Klégerin zu, ist aus Rechts-
grinden nicht gu beanstanden. ‘ ‘
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D, Da die Revision in keinem Punkt Erfolg hat, war
sic mit der Xosotenfolge aus § 97 Abs. 1 ZPO zuriickzu-—
weisen.

Kriiger-Nieland Pehle Sprenkmann
AlfS Simon



	BUNDESGERICHTSHOF

	//

	IM NAMEN DES VOLKES

	URTEIL

	/

	- 5 -


	spbp iä-W-BryD^J.

	/i r

	- 7 -


	AT



